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VERWALTLü{GSGERTCHT
KOBLEI{Z

BESCHLUSS

- Antragsgegnerin -

die Bundegrepublik Deutschland, vertretön durch den präsidenten des Eisenbahn-tsundesamtes, Vorgebirgsstr. 49, 5311g Bonn,

w e g e n
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beschlossen:

DerAnkag wird abgelehnt. :

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.

Der wert des streitgegenstandes wird auf 100.375,00 € festgesetzt.
. i

Gründe
T--

I
t ,

Mit Bescheid vom 10. Juli 2003, bestätigt drirch Widerspruchsbescheid vom
09' September 2003, hatte die Antragsgegnerin der Antragstellerin aufgegeben,
den Betrieb des streckenabschnitts Simmern-Morbach bis zum 1s. September

3003- sicher wieder arrrlunenmen. Die Bescfreide entnienen zunächst *.0", "in"
sofortige Vollziehungsanordnung noch eine Zwangsmitteland.nung. Erst in zrffer
4 und 5 des Bescheids vom 06. oktobe, l2OOg wurden diese Nebenent-
scheidungen nachgeholt. Jedoch erklärte oie Antragsgegnerin in Ziffer 1 des Be-
scheids vorn 14. Oktober 2003, dass sich der Ausgangsbescheid infolge Zeit-
ablaufs erledigt habe. Die zu diesem Zeitpunkt bereits erhobene Klage
ß K 262aß : Ko) w.rrde daraufhin übe_reinstim mend fü r erted igt erklärt.

' ,

ln Zifter 1 des Bescheids vom 06. Oktober 200st gab die Antragsgegnerin der An_
tragstetlerin femer auf, den Betrieb des Streckenabschnitts stromberg-simmern
bis zum 30. November 2003 sicher wieder aufzunehmen. Zffer 2 enthielt die
sofortige Vollziehungsanordnung. In ztfter 3 wurde ein Zwangsgefd von
20'000,00 € für den Fall angedroht, dass der Betrieb nicht bis zum 30. November
2003 sicher aufgenommen sein sollte,
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ln Ziffer 2 des Bescheids vom 14- Oktober 2003 rcrpflichtete die Antragsgegnerin

die Antragstellerin, den Betrieb des Streckenabschnitts Simmern-Morbach unver-
'zügllch wleder aufzuheben. Ziffer 3 enthielt die sofortige Vollziehungsanordnung

und in Zitfer 4 wurfe ein Zwangsgeld von 50.000,00 € angedroht, falls der Betrieb

.nicht bis zum Noventber 2003 sicher wieder aufgenomrnen sein soltte.

' :

Der.gegen die beiden zuteH genannten Bescheide eingelegte Widerspruch vom
'

17. Oktober 2003 wurde mit Widerspruchsbescheid vom 26 Novernber 2003 zu-. '

rückgewiesen. Dabei wurde Zitfer 1 des Bescheids vom 06. Oktober 2003 dahin

gehend geändert, dass der Betrieb des Sheckenabschnitts Stromberg-simmern

unveztlgllch sicher wieder aufzunehmen ist. Auf der letzten Seite des Wider-

.'spruchsbescheids ist klargestellt, dass die Pflicht zur unverzüglichen Wieder-

äufnahme des Betriebs frir beide Streckenabsch;nitte gilt, und dass Zwangsgelder
in Höhe von 20,000,00€ bzrv. 50.000,00 € angeclroht werden, wenn dies nicht bis
zum 30. November 200'3 der Fall sein sollte. .' :

. - * -Am27, :Noyember2003h4 td ieK tqger in .K |ageer "hober r ( sK37_87 /03 .Ko) . � � � � � � �
.

Mit dem vorliegenden Antrag. nach g 80 Abs. S }r/wGO begehrt die. Antragstellerin
die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihres Widerspruchs gegen die
für sofort volliiehbar: erklärten Anordnung en zu( sicheren Betriebsaufnahme der..
beiden Streckenabschniüg. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden \Mr-
kung des lMderspruchs gegen die Zrrvangsgeldandrohung ist zwar nicht ausdrück-

. lich gestellt wor:den; jedoch enthält der jüngste Schriftsatz vom 27. November

2003 auch Ausführungen zur Fehlerhaftigkeit der Zwangsgötdandrohung.

Der Anfrag ist zutässig. Das Gericht geht davon aus, dass das vorläufige Rechts-
schuEbegehren auch die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-

I

spruchs bzw. der Klage gegen d^le kraft Gesekes sofort vollziehbaren Zwangs-

geldand rohungen mit umfa$t,

il.
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Der Antrag ist jedoch insgesamt. unbegründet. Nach $ g0 Abs. 5 VwGo kann das
Gericht der Hauptsactre Oie aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen ei-
nqn ftr sofort vollziehbar erklärten Verwaltungsakt ganz oder teitweise wiederher-
stellen. Dabei ist zunächst zu prüfen, ob eine besondere Begr0ndung im Sinne
des S 80 Abs.,3 VwGO vorliegt- Sodann sind die lnteressen der Antragstelterin an
der aufschiebenden \Mrkung ihres Widerspruchs und der Antragsgegnerin an der
sofortigen Vollziehung anzuwägen. In diesem Zusammenhang sind sowohl die
verfassungsrechttichen Rechtspositionen der Beiqiligten als auch die Erfolgsaus
sichten in.der Hauptsache zu berücksichtigen. . ,

Hinsichtlich der beiden Grundverfügungen gilt Folgendes:

Die nach $ 80 Abs, 3 VwGO vorgeschriebene besondere Begrtindung der soforti-
gen Vollziehu.ngsanordnung ist in den Bescheiden vom 06. Oktober 2003 und vom
14. OKober 2003 enthalten. Insoweit kommt es nicht aut die inhaltliche Richtigkeit. :
der EegdJnöung an, sondem qfar:arrf, ob eine fallbezogene. nicht bloß schablonen-

hafte Begründung ftlr den'soforfuoltzug vorliegt. Dies ist hier der Fall, denn die
Antragsgegnerin stützt sich unter andepm_der?.{,, dass_die genannten Strecken_
abschnitte zu einem Schienennetz gehSren, für dessen Erhalt der Bund nach
Art..87 e GG die Gertährleistung tragt. Gerade der Hinweis auf den verfassungs-
rechtlichen Gewährleistungsauftrag des Bundes kann als hinreichende Begrün-
dung für den Sofortvollzug angesehen werden. ,

In der Sache selbst spricht mehr für als gegen die Rechtmäßigkeit der Bescheide.
In formelier Hinsicht bestehen keine durchgreifeqrden Bedenken. Die Zuständigkeit
des Eisenbahn-Bundesamtes ergibt sich aus S 3'Abs. 1 Nr. 2 BEWG i.v.rn. g 5
Abs. 1 a Nr. 1 a AEG. Danach Obt das Eisenbahn-Bundesamt die Eisenbahn-
aufsicht über die Eisenbahnen des Bundes aus.:

. l

i

Die Bescheide vom 06. und 14. Oktober 2003 sind inhaltlich bestimmt genug (g 37

Abs. 1 WWG), Sie bezeichnen bestimmte Streckenabschnitte und fordern inhatt-
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lich zur Beseitigung derjenigen Mängel auf, die die Antragstelterin bereits anläss-

lich der Streckenbegehung vom 04. April 2003 selbst festgestellt hat, und für de-
ren Bestätigung die Antragstetterin selbst einen Kostenaufiruand von 4f .250,00 €

.(Stromberg-Simmem) und 114.000,00 € (Simmern-Morbach), insgesamt jedoch

165.750;00 € ermittett hat (Bt. 54 in g K262uO3.KO)

Die ursprüngliche Befristung in Ziffer 1 des Bescheids vom 06. Oktober 2003 war

. von Anfang an Uberflüssig, weil die Antragsgegnerin hier - anders als im Bescheid
vom 10. Juli 2003 - die sofor{ige Vollziehung angeordnet hatte, so dass der Wi-
derspruch nicht kraft Gesetzes aufschiebende Wirkung enffalten konnte und der
Bescheid sich mithin auch nicht durch Zeitablauf erleOigen konnte, Deshalb ist es
unschädlich, wenn der Widerspruchsbescheid vom 26. November 2003 die ur-
sprüngliche Befristung durch das Wort ,,unveaüglich" ersetzt hat. Wenn nunmehr
beide Grundverfügungen unvezüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, zu befol-
gen sind, so ist auch diese Formulierung keineswegs zu unbestimmt. Die An-

tragsgegnerin hat im Widerspruchsbescheid vom 26. November 2003 ktargesteltt,

dass sie eing emeute prozessuale-Überholung duqch ZeitabJauf vermeiden wollte.
Hinsichtlich der Grundverftlgungen geht es mithin nicht darum, bis wann der siche-

t

re Betrieb wiederauftunehmen ist, sondern ab_ryätrn.

. Deshalb.kann sich die Antragstellerin auch nichtauf die von ihr zitierten Gerichts-
i

entscheidungen stüEen. Die Entscheidungen dei OVG Münster vom 12. Juli 1991
(tI\ ^/Z-RR 1993, 59) und des VGH Mannheim vom 13. Januar 1995 (NVwZ-RR

1995, 506) betrafen keine Grundverfügung, soncem eine Zwangsrnittetandrohung.

Ei4e Zwangsmittelandrohung muss eine bestinrmte Frist enthaften; irrsoweit ist

eine "unvezÜgliche" Befristung sicher nicht ausreichend (aber darum geht es hier
- l

nicht). Die Entscheidung des VGH Kassel vom2,7. Juli 1989 (NVwZ-RR 1990, 96)
betraf zvrrar eine unvezüglich"durchzuführende .Grundverft:gung, jedoch handelte
es sich dabei um eine kommunalaufsichtliche A;rweisung, die kraft Gesetzes eine

. 'bestimmte Erfrlllungsfrist enthalten muss. lm vorliegenden Fall verlangt das Ge-

setz keine bestimmte Frist zur sicheren: Betriebsaufnahme.
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Die nach S 28 WVfG vorgeschriebenen Anhörung hat zwar ausdrücklich nur hin-

sichUich des Streckenabschnitts Simmem-Morbactr stattgefunden (Schreiben der

Antragsgegnerin vom 11.04.2003). Jedoch hat die Antragstellerin in ihrer Stet-
' lungnahme vom 20. Juni 2003 von sich aus au:h auf die Mängel im Strecken-

abschnitt Stromberg-simmern hingewiesen, so , dass insoweit eine zusätzlichq

Anhörung entbehrlich war.
;

Rechtsgrundlage für die beiden Verfügungen ist,g 5 a Abs. 2 AEG. Danach sind

die Eisenbahn-Aufsichtsbehörden befugt, die Eisenbahn-lnfrastrukturuntemehmen

anzuweisen, die in $ 5 Abs. 1 AEG genannten Vorschriften einzuhalten. Zu cliesen
. . Vorschriften gehört insbesondere das AEG selbst. Dieses Gesetz enthält im vor-' :

' liegenden Zusammenhang folgende Regelungen: Nach S 6 Abs. 1 Nr. 2 AEG dür-

fen öffentliche Eisenbahn-lnfrastrukturunternehnren Schienenwege, Betriebsleit-' :

und Sicherheitssysteme nicht ohne Genehmigung betreiben. Umgekehrt verpflich:
I tet eine Genehmigung zum Betrieb der Infrastruktur. Dies ergibt sich aus $ 4

Abs. 1 AEG, wgnach die Eisenbahnen verpflichtet sind, ihren Betrieb sicher zu
*-'---:'-' - -ftihren und die Flsenbahn-lnfrastruktur,in I'etrr.€.bssicherem Z.ustand- zg halten",

Nach S 2 Abs. 3 AEG umfasst das Betreiben einer Eisenbahn-lnfrastruktur unter

anderem die Unterhalfung von Schienenwegen sowie die F0hrung von Betriebs-

leit- und Sicherheitssystemen. Die Pflicht zur Aufrechterhaltung des Betriebs der

Schieneninfrastruktur gilt bis zur. Genehmigung einer etwa beantragten dauernden
. !

Einstellung des Betriebs (S 11 Abs. 2 Satz 3 AEG). Nach Aktenlage hat die An-

tragstellerin ihre gesetzliche Betriebspflicht nicfit aufrecht erhalten, so dass die

Antragsgegnerin befugt war, die sichere Wiedeiaufnahme des Betriebs anzuord-

. nen.

l

Die Antragstellerin ist ein öfftintliches Eisenbahn-lnfrastrukturunternehmen im Sin-

ne des S 3 Nr. 2 AEG. Als Nachfotgeorganisation der Deutschert Bundesbahn ist

sie im Besitz einer Genehmigung für die oben genannten Streckenabschnitte.

Spätestens mit Beendigung des vorausgegangenen Pachtvertrages am 01. April

2003 hat sie die genannten Strecken wieder irr die eigene Verantwortung über-

nommen. Am 04. April 2003 hat sie rwischen Stromberg und Morbach zahlreiche
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Sicherheitsmängel festgesteltt, ohne sie zu bese,tigen. Stattdessen hat sie die ge-
samte Strecke zunächst "bekieblich gesperrt", ohne gleichzeitig ein Stilllegungs-
v€rfahren nach 9.11 AEG einzuleiten.

Dieses verhalten ist weder mit $ 4 Abs. 1 AEG nsch mit s 11 AEG vereinbar.
tt

:
S 4 AEG kennt keine ausdrückliche Befreiung voir der gesetztichen Betriebspflicht.
Die Betriebspflicht steht auch nicht etwa unter dlm Vorbehalt der wirtschaftlichen
RentabilitäL Denkbar ist in diesem Zusammenhang ledigtich, dass eine gesetz-
liche Pflicht in den Fällen des 0bergesetzlichen Notstands oder in ähnlichen Fällen
höherer Gewalt kraft Natur der Sache nicht befolgt zu werden brapcht. Nur in die-
sem Sinnä erscheint eine ,,vorübergehende betriäbticne Sperre" überhaupt ve1tret-
bar- Dies ist jedoch nur bei Zugunglücken, bei Naturkatastrophen (2.8. über-
schwemmungen oder Sturmschäden) oder bei Eingriffen Dritter (2.,8. Sabotageak-
tei Sitzblockaden oder ähntiches) der Fall. Die vermeinfliche oder,tatsächliche Un-
rentabilität einer Strecke ist jedoch kein vergleichbarer Fall höherer Gewalt, son-
dem unmittelbarer Agsfluss.. des unternehmerischen Risikos.. Gerade wenn die
Antragstellerin der Ansicht ist, .dass eine Investitircn von rund 165.000 € angesichts
eines in ddr Vergangenheit erzielbare.n Er:löses ivgn 20.000 € pro Jahr unrentabel
sei, dann steht ihr die Möglichkeit des Stilllegungsverfahrens offen. Will sie qen
Betrieb der Strecke jedoch nlcht dauernd einstellen, dann muss sie die Strecke in
einem beüiebssicheren Zustand erhalten.

..Der Umstand, dass 511 Abs. 1 Satzl AEG nur die "dauernde" Einstellung des
Betriebs einei Strecke der Genehmigungspflictjt unterwirft, bedeutet nicht, dass
jede Unterbrechung, die nach dem Willen des Unternehrnens nur vorfJbergehen-
der Natur sein soll (und die nicht unter die oben genannten Fälle höherer Gewalt
fällt), rechtlich zulassig ist. Denn sie ist auf jedel Fall mit der Betriebspfticht nach

$ 4 Abs. 1 AEG unvereinbar. Deshalb stellt sicfi auch nicht die Frage, wie lange
der: Zeitraum für eine nur ,,vorübergehende 0"t,. "uri.i" sp"*"': sein darf und ab
wann die.Spene in eine ,faktlsche Stilllegung" u'nschlägt. Zwar ist der Antragstel-
lerin zuzugeben, dass nur eine faktische, d.h, dauernde gtilllegung genehmi-
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I

l

gungspflichtig ist, so dass eine nicht genehmigfe faktische Stilllegung illegal ist-
Gleicfrzeitig ist der Antragstellenn jedoch entgegenzuhalten, dass jede vorüberge-

hende Spene, die nicht unter die oben genanntel Ausnahmen fällt, ebenfalls ille-
gal ist, weilsie gegen die Betriebspflicht des g 4 Abs. 1 AEG verstößt.

:
In diesem Zusammenhang kann sich die Antragstellerin zunächst nicht auf das
urteil des VGH Kassel vom 18. september 2000 (Nvwz 2e01,105) berufen. Denn
dod wurde fur den umgekehrten Fall der sofortigen Vollziehung einer Stilllegurrgs-
genehmigung, die von einern 0bernahmewilligen,Dritten angegriffen wurde, offen
gelassen, ob eine technische Sicherung im Hinblbk auf die hohen Kosten und den' |
geringen Bahnverkehr unterbfeiben kann.

t
i

Ferner kann sich die Antragstellerin nicht auf den Aufsatz von Frotscher/Kramer
(Sechs Jahre nach der Bahnreforn - Das allger,neine Eisenbahngesetz auf dem
Prrlfstand, NVwz 2001,.24) berufen..Zwar betonbn die Autoren, dass g 1i Abs. 1

i
SaJz-1AEG die Stilllegung der gesaat-en. fisenbafr4infrastluktur und nic_ht_nur die
bloße Einstellüng .des Zugbetriebs, d.h. des Eipenbahnverkehrs, betrift (a.a,o.,
S. 30, Fußnote 103). Die Autoren sagen jedoch nicht, dass eine "vorübergehende

i

betriebliche Sperre" solange zulässig wä1e; bis 
;über die Rentabilität der.Fortset-

zung entschieden sei. Im Gegenteil: Die Autorep weisen ausdrucktich darauf hin,
dass. der Betrieb der Infi'astruktureinrichtung gemäß S 11 Abs. 2 Satz 3 AEG bis
zur Erteilung der Stiltlegungsgenehmigung aufrecht zu erhalten ist -,,eine pfticht,

der insbesondere DB-NeE (teilweise unbemerkt'vom Eisenbahn-Bundesaint; oft-
mals nicht nachkommt, sondern die Strecke schon zuvor ,aus technischen Grün-
den' sperrt und damit faktisch auch.ohne entsprechende Genehmigung stilllegt"
(a.a.O., S 32).

:

Soweit sich die Antragstellerin auf die Rechtsauffassung von Geiger (in: Ronellen-
fitsch/Schweinsberg, AKuelle Probleme des EisenbahnrechtsVl, s,216) beruft,

handelt es sich ofienbai um eine Mindermeinung, die nach Auffassung des Ge-

richts nioht mit den Vorschriften des AEG vereint)ar ist.

- 9 -
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Schließlich fällt auch die Abwägung der verfassungsrechtlichen Rechtspositionen

hier zugunsten der Antragsgegnerin aus. Es ist bereits sehr umstritten, ob und in

welchem Umfang .sich die Antragstelterin uberÄaupt auf Grundrechte berufen
i

kann. Einerseits wird,die Grundrechtsfahigkeit der Eisenbahnen des Bundes gene-

retl verneint, weil koE der.Privatisierung nach wie vor der Bund alleiniger Eigen-

.tümer sei (so von Mangoldt/Klein/Starck, BoÄner Grundgesetz, 4. Auflage,

Art .87 e, Rdnr. 53 und Sachs, Grundgeselz, 2 Auflage, Art. B7 e, Rdnr. 52). An-

dererseits wird die Grundrechtsfähigkeit der Eisenbahnen des Bundes nach der

Eisenbahnreform generell bejaht (umuach/clBrtens, Grundgesetz' Bandll'

Art. 87 e, Rdnr. 2O). Nach einer vermittelnden Mqinung wird die Grundrechtsfähig-

keit zumindest: im Hinblick auf Art. 12 GG vertreten (von Münch/Kunig, Grund-

üsst sich im vorliegenden summarischen Verlahr:en lediglich feststellen, dass eine

Beruf_ung auf ArL 14 GG i.V.m. Art. 19 Abs. 3 GG nicht völlig ausgeschlossen er-

icheirtt, , zumal da die Eisenbahnen des Qundbs ausdrircklich als Wirtschafts-
- : '-- qnternehmen ge.'ührt werden{4.'it, 87e Ahs.-3 GG).- . :

: : i
:

'Aber 
selbst wenn sich die Antragstellerin auf Art.:14 GG berufen kann; so steht die

Elgentumsgarantie unter dem.Vorbehalt der Inhalts- und'schrankenbestimmungen

. anderer Gesetze. Zu diesen anderen GeseEert gehört das AEG. Wenn die An-

ttagstellerin meint, S 11 AEG musse dem Eiseribghn-Unternehmen auch eine U-

berligungsfrist einräumen, bis gentlgend Inforqationen für eine bolide Entschei-

dung i6 wirtschaftlicher Hinsicht vorlägen, so ist,dies insotern richtig, als niemand

zu einäm Stilllegungsantrag gezwungen werder kann. Allerdings ist jedes Eisen-

bahnunternehmen bis zur Genehmigung der Stilllegung zur Aufrechterhattung des

Betriebs verpflichtet (S 11 Abs. 2 Satz 3 AEG). pies Oilt nicht nur ,,irn Stilllegungs-

verfahren", sondem auch schon vorher ($ 4 A!s, 1 AEG). Der Vorwurf, dass der

Gesetzgebel die wirtschaftlichen Aspekte mögticherweise übersehen habe, so

dass eine einschränkende Auslegung des S 11 AEG nötig werde, trifft nicnt zu. lm
i

Gegenteil: $ 11 AEG geht zurück auf Art.5 S i0 a des Gesetzentwurfs der Bun-

4 n-  t v  -
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desregierung vom 25. Mai 1992 (Bundestags-Drucksache 1215014). Dort ist in der
stellungnahme des Bundesrates (s. 18) folgende Begründung abgedruckt:

. i

,Äus der sicht der Länder muss in:das AEG eine Bestimmung ober
streckenstilltegungen aufgenommin werden, sonst konnten die
Schieneninfrastrukturunternehmen, insbesondere der künftige Mo-
nopolist Eeutschö Bahn AG/Fahrweg AG, jedezeit unwirtschaftliche
I nfrastruktureinrightungen schließbn.l Diese Bestimmung schaft den
Rahmen für einen kontinuierlichen Betrieb des Schienen-
Personennahverkehrs auch in der:Ftäche. Der Regelungsvorschlag
orientiert sich an den Bestimmungen des Bundesbahngesetzes und
des Personenbeförderu ngsgesetze,!."

1

Dem hat die Bundesregierung in'ihrer Gegenäu'ßerung auf Seite 44 ausdrücklich
'zugestimmt. Ahnlich lautet auch die Beschlussempfehlung des Verkehrsaus-

schusses vom 30. November 1993 (Bundestagsrlrucksache 1216269,S. 139). Aus

alledem ergibt sich, dass die wirtschaftlichen lnieressön sehr wohl gesehen wur-

den, und dass die Stilllegungsmöglichkeit des $ 11 AEG gerade für die Fälle der

Unwirtschaftlichkeit geschaffen wurde.'Wer von dieser Stilllegungsmöglichkeit
-uor-erst nach keinen Geblauch rnachen wi!!, nruss den Bet.rieb vorersf weiter-

führen. 
i

Es sei auch darauf hingewiesen, dass die von der Antragstellerin befürchtete Fehl-

investition keineswegs zwingend zu erwarten ist.'Selbst wenn es nicht zur erhoff-

ten Reaktivierung der Hun3rück-Bahn auf dem Abschnitt Langenlonsheim-

. Büchenbeuren, und dem anschließenden Streckerineubau von Büchenbeuren zum
Flughafen Hahn kommen iollte, wären die lnvestitionen zur Betriebssicherung auf

der Strecko Stromberg-Morbach nicht unbedingt verloren. Denn bevor eine Stillle-

. gungsgenehmigung erteilt werden kann, muss zunächst der Nachweis erbracht
'werden, 

dass Übernahmeverhandlungen gesiheitert sind (S 11 Abs. 1 Satz 2

AEG). lm Rahmen dieser Übemahmeverhandjungen sirtd Vorleistungen ange-

fnesgen zu bedJcksichtigen (S 1'1 Abs. 1 Satz 3 AEG). Die Antragsgegnerin hat

unwidersprochen vorgetragen, dass übemahr:reinteressenten vorhanden sind.

Afso ist zur Zeit nicht mit üben'liegender Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass die

rund 105.000 € für eine sichere Betriebsaufnahme vergeblich sein werden,
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Die Antragsgegnerin hat auch zu Recht darauf hingewiesen, dass etwaige Mehr-

kosten durch inzwischen abgestürzte Bäume auf die bisherige Untäitigkeit der An-

. tragstellerin zurtrckzuführen sind, und dass die Behauptung eines teitweise abge-

. rutschten Bahndammes auf dem Streckenabschnitt Sirnt"rn-Morbach viel zu un-

substantiiert ist, um die behördlich angeordneü'en Maßnahmen als unverhält-

nismäßig erscheinen zu lassen.

Die Antragstetlerin kann umgekehrt auch nicht eiltwenden, dass sich die Investiti-

onen zum sicheren Betrieb der jetzigen Strecke ,feshalb als Fehlinvestitionen er-

weisen könnten, weil demnächst äie Strecke Langenlonsheim - Büghenbeuten für

den regulären Personennahverkehr zum Flughafen Hahn ohnehin aufgertJstet

werden müsse. Denn die Antragstellerin geht trotz der Zusage des fheinland-

pfälzischen Ministerpräsidenten in der Rhein-Zeitung vom 14- November 2003

Weiterhin davon aus, dass die Reaktivierung der Hunsr0ckbahn und insbesondere

dere4 Finanzierung mrt Bundes- und Lande.*dü"h völlig ungewiss sei. Selbsi
*wenn-in$üweiteine'gevt'isse Unsicherheit veqständtich-qr-ä;e,:häte--9s.-{ig-4ü1ag---,

stetlerin in der Hand, den f{.rr sie offenbar unertiägtichen Schwebezustand durch

Einleiiung .elnes Stillegungsverfahrens ab.zrtkürzen. lm Übrigen bleibt zu sehen,

dasg die Strecke Langenlosheim:. Btlchenbeuien nicht in vollem Umfang iden-

tisch"st mit der Stlecke Stromberg - Moöach. i ,
:
I

Legttich ist darauf hinzuweisen, dass zugunsten der Antragsgegnerin der verfas-

sungsrechtliche Gewähr,leistungsauftrag des Art, 87 e Abs, 3 GG eingreift- Danach

muss der Bund gewährteisten, dass dem Wol^-l der Allgemeinheit beim Ausbau

und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes Rechnung geiragen

wird.. Diesem Erfordemis wird die Antragsgegn'erin gerade durch die Anordnung
' i

der sofortigen Vollziehung gerecht, denn "= ili"g"n bereits mehrere Trassen-
i

anmeldungen vor.

Hinsichtlich der ZWangsgeldandrohungen gilt Folgendes:
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Sie finden ihre Rechtsgrundlage in $ 5 a Abs. 7 AEG in Verbindung mit S 13

VwZG. Danach. können die Eisenbahnaufsichtsbehörden ihre Anordnungen nach

den für die Vollstreckung von Verwaltungsmaßtrahmen geltenden Vorschriften

durchsetzen, wgbei die Höhe des Zwangsgeldes pis zu 5OO.O00 € betragen kann.
i

Zwar.sind diese Vorschriflen in den streitgegensiandlichen Bescheiden nicht ge-
. l

nannt wor{en. Dies ist.hier jedoch unschädlich,,denn zum einen dürften diese

Vorschriften der Antragstellerin bestens vertraut gein, und zum andern greift hier

der Rechtsgedanke des S 46 VwVfG ein. .
' i

Nach $ 13 Abs. 1 VwVG m0ssen'die Zwangsmittel schriftlich angedroht werden.

ichtung einb Frist zu bestimmen, innerhalb

der der Voflzug dem Pflichtigen nilligerweise zugemutet werden kann. Dies ist hier

der Fall. Die Zwangsgeldandrohungen in Ziffer 3 des Bescheids vorn 6. Oktober

2003 und in Ziffer 4 des Bescheids vom 14. Oktober 2003 enthalten jeweils eine

Bef r is tungb iszum30.November2003 'D ieFr is tbnbet ragensomi t rund8bzw.7

Wochen. Die Antragstellerin hat nicht behauptefi dass diese Fristen zu kurz be- ,

möS5en-SEi€n. Sie hai ieciiglicir einge'"vandt;de.;Wlderspruchsbeseheid..vom 26,

November 2003 setze eine unzumutbar kuze frist von 4 Tagen. LetztÖres tffi

jedö'ch niclrt2u, cjenn cjerWicierspruchsirescheidthat-hinsichtlich der Zurangsgeld-

androhungen. keine neuen Fribten gesetzt, sondpm nur die alten'Fristen wieder-

holt lm ÜUrigen hat die Antragstellerin auf einef,r andern Streckenabschnitt (Lan-

genlonsheim - Stromberg) selbst unter Beweis gestellt, dass sie den sicheren Be-

trfeb binnen weniger Tage aufn men kann. i

i

Gegen die Höhe des angedrohten Zwangsgelds ,lestehen keine Bedenken
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Nach alledem war der Arrtrag abzulehnen'

Die Kostenentscheidung folgt aus $ 154 Abs 1 VwQO

,

Die Streitwe(festsetzung beruht auf $ 20 Abs 3 iV m S ta eU1 '.:*t 't,:*o'

Dabei hat das Gericht hinsichtlich der beiden Crun!1erti:gungen die Hätfte der von

der Arrtra$stellerin selbst geschäElen 165.750 i€ 
angesetzt' Hinsichtlich der

angedrohteh Summen berilcksichtigt' (Zum
Zwangsgeldandrohungen hat es l/t der

G"nren rgl.'l Nr. 7 und g des Streitwertkatalogs fürdie Verwaltungsgerichtsbarkeit
'MArvZ 

1996, 563. ,' '

I
\
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Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den sonst von der Entschei-dung Betroffenen dfe Beschwerde an das oberverwaltungsgericht nn"inünä-
PfaE zu.

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpf atz 4,s606g
Koblenz, schn'ftlich oder zu1 Niederschrii des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle innerhalb.von arei Wochen nach Bekanntgaüe der entscrreiJu.g ;il1]gen. Die Beschnrerdeftist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerh-ail;;,
Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entschei-
du.ng zü begrunoen. Die Begründung ist, sowäit-.i" ni.nl u:o.its-äiio", a"-
f!ryerd9 ygrggle_ot worden ist, bei dem oberverwaltungsgericht nneinrano- ptatz,
Deinhardnlatz aa !.QopB Koblenz, einzureichen. sie muss einen bestimmten Antragenthalten, die Gründe darlegen, aus denen otd Enticn"iärrg äb;;il;;, oder
3ufzuheben ist u4d sich mit der angefochtenen Entscheidung äuseinanderserzen.D.asobervenuat tungsger ichtprüf tnurd iedargeregtencrunoä. ' - - rvv . -v ' r !
- .' Elnlegung und Begr0ndung der Beschwbrde mijssen durch einen Rechtsanwalt' oder einen Redrtslehrer an einer deutscr,t.n uofn""nure im sinne des Hocnscr,utrahmengesetzes 

.mif Befähigung zum Richteramt als ProzessU"voffmachtigten'edolgen. Juristische Personän dÄs öffentlichen Rechts uno g"hö-io.n tännln "i"n' - atrctrdorch€eamte oder -Arrgreyieiiie- rnit'€e'iähigrr,g ="r nr.rtiät"ii;;;. cif-, . -: - -- - ^.-
lomjuristen im höheren Dierist, eäoiet"t orp"ojt"n';n lu.n-J*.n'äJ"'rt" ,noAngestellte rnit Befähigung zum Riähteramt der. zustänaigen- ÄÄi6rÄüenr;rae
oc je r .des jewe i | iger rko i t rn runä |er tSp i tzer rverbanrJesdesLandes,demsiea |sM(- � �
glied zugehören, vertreten lassen.

In Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist die Beschwerde nlchtgegeben, wenn der Werl des Beschwerdegegens:tandes ZOo,oo-ä ni.ni uu"r-
s t e i g f l  

r v Y  E v v ' Y v  \  r r ' v r r l

Die Festsekung des Streitwertes kann nach
der Beschwerde angefochten werden.

-  l + -

" ;
gez. Müller-Rentscl-:ler

i

Maßgabe des g 25 Abs. 3 GKG mit

gez- Dr. Bayer gez. Fahrbach
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